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nachrichtlich:
Landkreistag Mecklenburg-Vorpommern


Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern


Sozialministerium Mecklenburg-Vorpommern

Rundschreiben   IV/2005

Widerspruchsverfahren im Rahmen der sachlichen Zuständigkeit des Kommunalen Sozialverbandes Mecklenburg-Vorpommern nach § 4 Abs. 2 SGB XII-AG 

Nach § 4 Abs. 2 des am 01.01.2005 in Kraft getretenen Gesetzes zur Ausführung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII-AG M-V) erlässt der überörtliche Träger der Sozialhilfe den Widerspruchsbescheid in den Fällen des § 8 Nr. 2 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch, soweit es sich um eine stationäre Leistung handelt, sowie des § 8 Nr. 4 bis 6 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch und der Blindenhilfe nach § 72 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch. Das SGB XII-AG M-V ist Bestandteil des Gesetzes zur Anpassung von Landesgesetzen an das Zwölfte Buch Sozialgesetzbuch, das Zweite Buch Sozialgesetzbuch und das Zuwanderungsgesetz vom 20.12.2004 (GVOBl. M-V S. 546).

Der Gesetzgeber hat die sachliche Zuständigkeit des Kommunalen Sozialverbandes Mecklenburg-Vorpommern für den Erlass von Widerspruchsbescheiden damit in erheblichem Umfang erweitert. Seit dem 01.01.2005 sind die Widerspruchsbescheide in allen Fällen, die die Gewährung von Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach den §§ 41 bis 46 SGB XII, soweit es sich um eine stationäre Leistung handelt, Eingliederungshilfe für behinderte Menschen nach den §§ 53 bis 60, Hilfe zur Pflege nach den §§ 61 bis 66 SGB XII, Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeit nach den §§ 67 bis 69 SGB XII und der Blindenhilfe nach § 72 SGB XII betreffen, ausnahmslos vom Kommunalen Sozialverband Mecklenburg-Vorpommern zu erlassen, selbst wenn der Ausgangsbescheid bereits vor Inkrafttreten des SGB XII nach den bis zum 31.12.2004 geltenden Regelungen erlassen worden ist.

Eine Beschränkung der sachlichen Zuständigkeit nach den genannten Vorschriften auf Leistungsberechtigte, die in stationären Einrichtungen untergebracht und betreut werden, ist nur für die Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung vorgesehen. Im Übrigen verweise ich auf die Regelungen der §§ 51 Abs. 1 Nr. 6a, 77 ff SGG.

Da ich mit einer erheblichen Mehrbelastung durch die geänderte sachliche Zuständigkeit in diesem Bereich rechne und um eine sachgerechte und möglichst zeitnahe Entscheidung in den betreffenden Widerspruchsverfahren zu ermöglichen, bitte ich in jedem Einzelfall um Beachtung des bewährten Vorlageverfahrens:

· Der Widerspruch ist im Original zu übersenden.

· Ihm sind beizufügen:

1. der Verwaltungsvorgang in Fotokopie. Der Verwaltungsvorgang umfasst Fotokopien aller der für die Bearbeitung erforderlichen Unterlagen einschließlich etwaiger Urkunden in chronologischer Reihenfolge geordnet und durchnumeriert.

2. ein Vorlagebericht bestehend aus dem wesentlichen Sachverhalt und der rechtlichen Würdigung, aus der hervorgeht, weshalb dem Widerspruch nicht nach § 85 SGG abgeholfen worden ist. Nach dieser Vorschrift, hat die Ausgangsbehörde dem Widerspruch abzuhelfen, wenn sie ihn für begründet erachtet.

Ich empfehle, den Vorlagebericht inhaltlich wie folgt aufzubauen:

· Darstellung des wesentlichen Widerspruchsbegehren in einem kurzen Einleitungssatz,

· Darstellung des entscheidungserheblichen Sachverhaltes einschließlich des bisherigen Verfahrens,

· Erörterung der Recht- und Zweckmäßigkeit des Verwaltungsaktes, dessen Aufhebung bzw. Erlass begehrt wird, einschließlich der Aussage, weshalb dem nicht gemäß § 85 SGG abgeholfen worden ist.

· Nach Abschluss des Widerspruchsverfahrens übersende ich Ihnen eine Kopie des Widerspruchsbescheides. Den mir in Fotokopie zur Verfügung gestellten Verwaltungsvorgang nehme ich zu meinen Akten.

Jörg Rabe

2. KSV z.U.
3. KSV Sk Kopien für die LK und kreisfr. Städte, kommunale Spitzenverbände und SM 

4. A

5. Umlauf KSV
6. KSV Sk bitte in öffentlichen Ordner aufnehmen u. z.d.A.



Bearb.: Herr Rabe


Tel.: 	0385/ 3031 – 381
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AZ: 	KSV


 


Schwerin, 13.01.2005











An alle


Landkreise und kreisfreien Städte des 


Landes Mecklenburg-Vorpommern


- Sozialämter - 
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